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zusagen. Bei Unfällen spiel-
ten viel mehr Faktoren eine
Rolle als nur die Fahrleis-
tung.

Testprogramme für Se-
nioren scheinen sich sogar
negativ auszuwirken. Eine
Forscherin verglich Unfall-
zahlen von Finnland und
Schweden. In Finnland müs-
sen Lenker ab 70 regelmässig
medizinische Fahrtauglich-
keitstests über sich ergehen
lassen, in Schweden sind
diese freiwillig. Resultat: In
Finnland gab es dennoch
mehr ältere Verkehrsopfer
als in Schweden.

Forscher halten dies für
eine negative Folge der
Zwangstests. Diese führten
dazu, dass auch Senioren,
die eigentlich sicher Auto

fahren, ihren Ausweis abge-
ben, da sie sich keiner Un-
tersuchung stellen wollen.
Die älteren Ex-Lenker fah-
ren dann mehr Velo oder ge-
hen mehr zu Fuss. Dabei
sind sie jedoch weniger gut
geschützt als im Auto und
werden bei einem Verkehrs-
unfall eher verletzt oder ge-
tötet. Unter den 427 Senio-
ren, die von 2005 bis 2009
auf Schweizer Strassen star-
ben, waren denn auch 177
Fussgänger und 54 Velo-
fahrer. Sie machten zusam-
men 54 Prozent aller Ver-
kehrstoten in der Gruppe
der über 70-Jährigen aus.
Zum Vergleich: Bei Autoun-
fällen kamen 146 Senioren
ums Leben.   

Auffällige Lenker
unabhängig vom Alter
begutachten
Der Schweizerische Senio-
renrat verlangt die Aufhe-
bung der «diskriminieren-
den und willkürlichen Al-
tersgrenze» für ärztliche
Tests. Der Rat will gemäss
seinem Mobilitätsexperten
Ernst Widmer stattdessen
eine «medizinische Begut-
achtung auffälliger Lenker,
unabhängig vom Alter».

Ältere Lenker können
selbst etwas tun, um ihre
Fahrkünste zu verbessern.
Der TCS bietet Schulungen
an. Wer an seiner Fahrkom-
petenz zweifelt, kann die
Dienste eines von 180 spe-
ziell geschulten Fahrlehrern
in Anspruch nehmen. Sie be-
gleiten Ältere bei einer Fahr-
probe und beurteilen ihre
praktischen Fahrkünste. 

Eric Breitinger
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Sparen auf Kosten 
der Behinderten

Bis ins Jahr 2023 müs-
sen alle Passagiere in

Trams, Zug und Bus eben-
erdig einsteigen können.
Denn der öffentliche Ver-
kehr (ÖV) muss bis dahin
«behindertengerecht» aus-
gebaut sein. Dies fordert
das Behinderten-Gleich-
stellungsgesetz, das 2004
mit 20-jähriger Übergangs-
frist in Kraft trat.

Doch nun tritt der Bun-
desrat auf die Bremse. Er
will die Frist für einen be-
hindertengerechten ÖV auf
2038 verlängern, um künf-
tig 10 der 15 Millionen
Franken pro Jahr zu spa-
ren, mit denen er bisher
Baumassnahmen der ÖV-
Betreiber subventioniert.
Ein Klacks für den Bund,
der pro Jahr knapp 5 Mil -
liarden Franken in den öf-
fentlichen Verkehr steckt. 

«Ausschluss vom
öffentlichen Leben» 
Den Löwenanteil der Kos-
ten für die behindertenge-
rechte Anpassung tragen

ohnehin die Kantone und
ÖV-Betreiber, die ihren
Aufwand mit bis zu 100
Millionen Franken jährlich
beziffern.

Eine Fristverlängerung
hätte gravierende Folgen:
Beat Schweingruber von
der Fachstelle Behinderte
und öffentlicher Verkehr
schätzt, dass höchstens
50 Prozent aller Tram-
und Bushaltestellen bar-
rierefrei nutzbar sind. In
«einem Grossteil» der Re-
gionalbahnhöfe würden
zudem rollstuhlgängige
Rampen oder erhöhte Per-
rons fehlen. Beat Schwein-
gruber erwartet, dass die
ÖV-Betreiber ohne den ge-
setzlichen Druck «viele
Projekte erst einmal sis-
tieren».

Auch Urs Dettling vom
Behindertenverband Pro
Infirmis lehnt die Spar-
massnahme als «eine Ge-
ringschätzung der Bedürf-
nisse Behinderter» ab.
Diese müssten dann zwei
Generationen statt einer

auf einen flächendecken-
den barrierefreien Zugang
zum öffentlichen Verkehr
warten. Auch die Berner
SP-Nationalrätin Margret
Kiener Nellen kritisiert
den verlängerten «Aus-
schluss vieler Behinderter
vom öffentlichen Leben».
Bestehende Barrieren im
öffentlichen Verkehr wür-
den ihre Erwerbsmöglich-
keiten mindern.

«Bestrafung engagierter
Unternehmen» 
Hans Kaspar Schiesser vom
Verband öffentlicher Ver-
kehr hält den vorgesehe-
nen Zeitplan für die Um-
setzung des Gleichstel-
lungsgesetzes für realisier-
bar. Die Fristerstreckung
bestrafe die «engagierten
Unternehmen, die hier
vorwärtsmachen wollen».
Er beurteilt den Nutzen
für den Bund kritisch:
«Die eingesparten 10 Mil-
lionen Franken sind eine
Bagatelle.»

Eric Breitinger

Der Bundesrat will
den behinderten-
gerechten öffentli-
chen Verkehr auf
die lange Bank
schieben, um ein
paar Millionen
Franken Subven-
tionen zu sparen.

Ebener Einstieg: Noch zu wenige Haltestellen umgebaut


